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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
1. Abgeordneter
Volker

Beck

(Köln)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Plan
150
zun
ge
verl
Flü
t die Bundesregierung – angesichts der Zusage,
verletzte libysche Kämpfer in Deutschland auf-

ehmen (vgl. Antwort auf meine Schriftliche Fra-
55 auf Bundestagsdrucksache 17/7584) –, auch
etzte Flüchtlinge aus Syrien, die es schaffen, in
chtlingslager außerhalb Syriens zu gelangen, in

Deutschland aufzunehmen, und in welcher Form er-
teilt sie ansonsten humanitäre Hilfe zugunsten syri-
scher Flüchtlinge und oppositioneller Kämpferinnen
und Kämpfer?
2. Abgeordneter
Günter
Gloser

(SPD)

Wa
was
neh
zun
s hat die Bundesregierung unternommen und
plant die Bundesregierung weiterhin zu unter-

men, um die russische Regierung zur Unterstüt-
g von weiteren Sanktionen gegen Syrien im

Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zu bewegen?
3. Abgeordnete
Dr. Eva

Högl

(SPD)

Wie
(BM
Just
von
bewertet das Bundesministerium der Justiz
J) das Verhältnis zwischen dem allgemeinen

izgewährungsanspruch von Personen, die Opfer
Ausbeutung, Missbrauch und anderen Rechts-

verletzungen durch ausländische Diplomaten bzw.
Diplomatinnen geworden sind und der internationa-
len diplomatischen Immunität, die die Diplomaten
bzw. Diplomatinnen von der deutschen Gerichtsbar-
keit nach § 18 des Gerichtsverfassungsgesetzes be-
freit (siehe u. a. Urteil des Landesarbeitsgerichts
Berlin-Brandenburg vom 9. November 2011 – Ak-
tenzeichen 17 Sa 1468/11), und welche Gründe ver-
mögen nach Ansicht des BMJ die nach gegenwärti-
ger Rechtslage bestehende Nachrangigkeit der
Durchsetzung der Opferrechte zu rechtfertigen –
insbesondere vor dem Hintergrund, dass es sich bei
der Ausbeutung von Hausangestellten um ein inter-
nationales Problem handelt?
4. Abgeordnete
Dr. Eva
Högl

(SPD)

We
Dip
Me
men
lche der in der Studie „Domestic Workers in
lomats’ Households“ des Deutschen Instituts für
nschenrechte vom Juni 2011 enthaltenen Ele-
te guter Praxis beurteilt das BMJ als Verbesse-

rung zur Durchsetzung der Rechte von Hausange-
stellten, und welche konkreten Schritte plant das
BMJ in Deutschland, um Betroffenen künftig Zu-
gang zum Recht zu verschaffen und sie vor Ausbeu-
tungen durch vom Immunitätsrecht geschützte Dip-
lomaten bzw. Diplomatinnen zu schützen?
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5. Abgeordneter
Johannes

Pflug

(SPD)

We
Kon
bra
bar
lche konkreten Ergebnisse hat die Afghanistan-
ferenz in Istanbul Anfang November 2011 er-

cht, die eine konstruktive Einbindung der Nach-
staaten Afghanistans in den afghanischen Stabili-

sierungsprozess begünstigen sollen, und wie werden
sich die Ergebnisse der Konferenz, nach Einschät-
zung der Bundesregierung, auf das zukünftige deut-
sche Engagement in Afghanistan auswirken?
6. Abgeordneter
Johannes

Pflug

(SPD)

Wie
geb
mit
der
beurteilt die Bundesregierung die bisherigen Er-
nisse der Loja Dschirga vom November 2011
Blick auf die stagnierenden Gespräche zwischen
afghanischen Regierung und den Aufständi-

schen, und welche Schritte hat die Bundesregierung
unternommen und geplant, um diesen abgebroche-
nen Gesprächsprozess wieder in Gang zu bringen?
7. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
wes
dere
schw
Con
s weiß die Bundesregierung über die Gründe,
halb B. A. S., seine deutsche Ehefrau Ö. S. sowie
n Münchener Unternehmen I. B. GmbH in eine
arze Liste des US-Office of Foreign Assets

trol (OFAC) eingetragen wurden, kurz nach-
dem sich das Unternehmen gegen US-amerikani-
sche Konkurrenten um einen Auftrag für ein Ener-
gieprojekt in Afghanistan beworben hatte, sowie
über diesbezügliche Informationsübermittlungen
deutscher Sicherheitsbehörden an das OFAC oder
andere US-Behörden, und was hat die Bundesregie-
rung auf Ersuchen der Betroffenen bisher zur Klä-
rung dieser Angelegenheit unternommen, auch um
jene vor dem drohenden wirtschaftlichen Kollaps
hierzulande infolge dieses Eintrags zu bewahren?
8. Abgeordneter
Dr. h. c. Gernot

Erler

(SPD)

We
den
befi
Juli
lche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über
Gesundheitszustand der in Untersuchungshaft

ndlichen ukrainischen Oppositionspolitikerin
a Timoschenko, die sich nach Angaben der Men-

schenrechtbeauftragten des ukrainischen Parla-
ments, Nina Karpatschowa (FAZ vom 22. No-
vember 2011) in einem „äußerst ernsten“ Zustand
befindet, und was hat die Bundesregierung bislang
unternommen, damit die ukrainischen Behörden
Julia Timoschenko eine angemessene ärztliche Ver-
sorgung gewährleisten?
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9. Abgeordneter
Dr. h. c. Gernot

Erler

(SPD)

We
tern
um
Prin
lche Schritte hat die Bundesregierung bislang un-
ommen bzw. beabsichtigt sie zu unternehmen,
die Ukraine auf die Einhaltung rechtsstaatlicher
zipien in der innenpolitischen Auseinanderset-

zung zu drängen, und wie steht die Bundesregierung
vor dem Hintergrund der jüngsten Ereignisse zur ge-
planten Unterzeichnung eines Assoziierungsabkom-
mens zwischen der Europäischen Union und der
Ukraine am 19. Dezember 2011?
10. Abgeordneter
Dr. Rolf

Mützenich

(SPD)

We
gier
de,
lche gemeinsamen Kriterien legt die Bundesre-
ung dem Begriff der Gestaltungsmächte zugrun-
und welche Länder zählt sie im Einzelnen dazu?
11. Abgeordneter
Dr. Rolf

Mützenich

(SPD)

Wa
che
(sie
Grü
rum beurteilt die Bundesregierung die Umbrü-
in Nordafrika als „Gefahr für die Sicherheit“

he die Stellungnahme der Bundesregierung zum
nbuch der EU-Kommission zum EU-Ausfuhr-

kontrollsystem von Dual-Use-Gütern) anstatt die
ihnen innewohnenden politischen Chancen dieser
gesellschaftspolitischen Entwicklungen für die
Nachbarregion Europas aktiv politisch zu nutzen?
12. Abgeordneter
Niema

Movassat

(DIE LINKE.)

Wa
Koc
mei
late
s hat der deutsche Botschafter in Namibia, Egon
hanke, am 16. November 2011 in Windhoek ge-

nt, als er anlässlich der Unterzeichnung der bi-
ralen Vereinbarungen der Entwicklungszusam-

menarbeit gegenüber der Presse Bezug auf die
namibische Delegation in Berlin anlässlich der
Rückführung von Gebeinen von Opfern des deut-
schen Vernichtungsfeldzugs nach Namibia nahm
und davon sprach, dass diese „aufgrund ihrer ver-
steckten Agenda“ einen „negativen Eindruck“ hin-
terlassen habe (vgl. the namibian, 17. November
2011, www.namibian.com.na/index.php?id=28&tx_
ttnews[tt_news]=90164&no_cache=1)?
13. Abgeordneter
Niema

Movassat
(DIE LINKE.)

Inw
das
trag
be,
ieweit ist die Bundesregierung der Auffassung,
s sie dem wiederholt und mit Nachdruck vorge-
enen Bekenntnis zum schweren historischen Er-
zu der daraus resultierenden moralischen und

historischen Verantwortung Deutschlands gegen-
über Namibia und der Sonderbeziehung zwischen
den beiden Staaten gerecht wird, wie es die Staats-
ministerin Cornelia Pieper am 30. September 2011
in ihrer Rede in der Berliner Charité betonte, wenn
der deutsche Botschafter in Namibia das durch die
skandalöse Abfertigung der namibischen Delegation
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durch die Bundesregierung ohnehin strapazierte
Verhältnis zu Namibia durch derartige Aussagen zu-
sätzlich belastet?
14. Abgeordnete
Sylvia
Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
run
tern
Jah
rike
lche letzten Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
g über die Vorschläge zur Finanzierung des in-
ationalen Fusionsexperimentes ITER für die
re 2012 und 2013 vor (bitte detailliert nach Rub-
n und Programmen aufschlüsseln), und welche

Haltung vertritt die Bundesregierung zu den Vor-
schlägen, Mittel für die ITER-Finanzierung aus den
Vorhaben ARTEMIS, Clean sky, ENIAC, SESAR
und IMI Joint Undertakings abzuziehen (bitte um
differenzierte Erläuterung für jedes Vorhaben)?
15. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)

We
sche
der
tion
lche Einheiten der ivorischen Polizei wurden zwi-
n dem 1. Januar 2009 und heute im Rahmen
Projekte der Deutschen Gesellschaft für Interna-
ale Zusammenarbeit GmbH „Förderung von

Rechtsstaatlichkeit und Justiz in Westafrika“ und
„Stärkung der Funktionsfähigkeit der Polizei in der
Côte d’Ivoire“ unterstützt, und welche Auswirkun-
gen hatte der Konflikt infolge der umstrittenen Prä-
sidentschaftswahl Ende November 2010, an dem
sich auch viele Polizisten beteiligten und in dessen
Zuge es zu schweren Kriegs- und Menschenrechts-
verbrechen kam, hierauf?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
16. Abgeordnete
Sevim
Dağdelen

(DIE LINKE.)

Wie
mit
der
run
so sieht die Bundesregierung keinen Anlass, sich
der niederländischen Regierung über die Frage
Anwendung und Auslegung des Verschlechte-

gsverbots des EWG-Türkei-Assoziationsrechts
auszutauschen (vgl. Plenarprotokoll 17/138,
S. 16445), obwohl diese ganz im Gegensatz zur Bun-
desregierung das für alle Mitgliedstaaten gleicher-
maßen gültige Assoziationsrecht so auslegt, dass
von türkischen Staatsangehörigen z. B. keine
Sprachnachweise im Ausland als Voraussetzung für
den Ehegattennachzug verlangt werden dürfen, und
inwieweit hält die Bundesregierung einen Verweis
auf das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom
30. März 2010 noch für tragfähig, nachdem dieses
vom Gericht selbst in einer anderen europarechtli-
chen Frage als überholt bezeichnet wurde (Beschluss
1 V 9.10) und nach diesem Urteil weitere maßgebli-
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che Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs
ergangen sind, die damals noch nicht berücksichtigt
werden konnten?
17. Abgeordneter
Hans-Christian
Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In w
seit
team
dun
(Af
elchem Umfang hat sich die Bundesregierung
Januar 2009 mit gemischten Polizei-Mentoring-
s aus Polizisten und Feldjägern an der Ausbil-

g afghanischer paramilitärischer Gendarmerie
ghan National Civil Order Police, ANCOP) im

Rahmen der von der US-Armee entwickelten „Fo-
cused District Development“ beteiligt (bitte aufglie-
dern nach eingesetzten Kräften und Finanzmitteln,
bisher ausgebildeten Gendarmen sowie Zahl der
Trainingsstandorte), und wie stellt das federführen-
de Bundesministerium des Innern sicher, dass die je
16-wöchige Ausbildung den Paramilitärs die hierzu-
lande für Polizisten gängigen rechtsstaatlichen Maß-
stäbe und Vorgehensweisen sowie die Achtung der
Menschenrechte nahebringt?
18. Abgeordneter
Andrej

Hunko
(DIE LINKE.)

We
übe
Fro
Reg
lche Informationen hat die Bundesregierung
r die geplante Rolle der Grenzschutzagentur
ntex bei der Etablierung eines Mechanismus zur
elung der vorübergehenden Wiedereinführung

von Kontrollen an Binnengrenzen des Schengen-
Raums, und wie steht die Bundesregierung zu einem
möglichen Einsatz von Frontex an EU-Binnengren-
zen?
19. Abgeordnete
Sabine
Stüber

(DIE LINKE.)

Wie
kom
von
sätz
will die Bundesregierung sicherstellen, dass
munale Feuerwehren im Zuständigkeitsgebiet
Bundesautobahnen auch in Zukunft Spezialein-

e in Unfall- und Katastrophenfällen auf Bundes-
autobahnen sicherstellen können?
20. Abgeordnete
Ulla

Jelpke

(DIE LINKE.)

Wie
sun
fün
wor
viele V-Leute sind vom Bundesamt für Verfas-
gsschutz (BfV) durchschnittlich in den letzten
f Jahren in der extrem rechten Szene geführt
den (bitte pro Jahr angeben)?
21. Abgeordnete
Ulla

Jelpke

(DIE LINKE.)

Wie
satz
ten
Jah
viel Geld wird von Seiten des BfV für den Ein-
von V-Leuten in der Szene der extremen Rech-
jährlich ausgegeben (bitte für die letzten fünf

re angeben)?
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22. Abgeordnete
Aydan

Özoğuz

(SPD)

We
ber,
bzw
digu
lche Erkenntnisse hat die Bundesregierung darü-
wie viele offensichtlich rechtsextremistische

. fremdenfeindliche Schmierereien, Sachbeschä-
ngen oder wie viel Vandalismus bei Privatperso-

nen und Institutionen seit Bekanntwerden der sog.
Zwickauer Terrorzelle vorgefallen sind?
23. Abgeordnete
Aydan

Özoğuz

(SPD)

We
für
ergr
lche zusätzlichen Maßnahmen mussten seither
die Sicherheit besonders gefährdeter Personen
iffen werden?
24. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann
(DIE LINKE.)

Wie
fenb
vor
des
beurteilt die Bundesregierung den legalen Waf-
esitz von Personen der rechtsextremen Szene
dem Hintergrund des jüngst aufgedeckten Falls
Rechtsterrorismus und der Auskünfte der säch-

sischen Landesregierung, wonach allein im Bundes-
land Sachsen mindestens 38 Personen der rechtsex-
tremen Szene legal 156 Waffen besitzen, und welche
Erkenntnisse hat sie über die Zahl der Personen der
rechtsextremen Szene, die in Deutschland legal Waf-
fen besitzen (bitte nach Bundesländern und wenn
möglich Zahl und Art der Waffen aufgliedern)?
25. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)

We
Stra
etc.
Sze
lche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über
ftatbestände, Gesetzesverstöße, Gewalttaten
, die gegenüber Personen der rechtsextremen
ne mit legalem Waffenbesitz vorliegen, und wel-

che Erkenntnisse hat sie über Verstrickungen dieser
Szene zu Reservistenkameradschaften und Schüt-
zenvereinen?
26. Abgeordneter
Frank

Tempel

(DIE LINKE.)

Hab
199
men
telt,
en Sicherheitsbehörden des Bundes zwischen
7 und 2011 zu irgendeinem Zeitpunkt im Zusam-
hang mit dem Thüringer Heimatschutz ermit-
und gegen wen richten sich diese Ermittlungen?
27. Abgeordneter
Frank

Tempel

(DIE LINKE.)

We
Bun
ger
sche
lche Art der Zusammenarbeit zwischen dem
desamt für Verfassungsschutz und dem Thürin-
Landesamt für Verfassungsschutz gab es zwi-
n 1997 und 2011 bezüglich des Thüringer Hei-

matschutzes?
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28. Abgeordneter
Jan

Korte

(DIE LINKE.)

Wie
extr
kön
Pol
viele Haftbefehle gegen Angehörige der rechts-
emen Szene gibt es, die nicht vollstreckt werden
nen, weil die Gesuchten sich dem Zugriff der
izei entzogen haben?
29. Abgeordneter
Jan

Korte

(DIE LINKE.)

Um
wan
tauc
welche konkreten Fälle handelt es sich, und seit
n sind die gesuchten Rechtsextremisten unterge-
ht?
30. Abgeordnete
Halina

Wawzyniak

(DIE LINKE.)

Wie
ten
tisc
ihre
viele der 10 000 Personen, die sich auf der zwei-
Namensliste der Gruppierung „Nationalsozialis-
her Untergrund“ (NSU) befinden, wurden über
Erfassung durch die Terrorzelle informiert, und

wie wurden die Betroffenen unterrichtet?
31. Abgeordnete
Halina

Wawzyniak

(DIE LINKE.)

We
sche
wur
lche weiteren Zusammenstellungen von politi-
n Gegnern, die durch Rechtsextreme erstellt
den, sind der Bundesregierung bekannt?
32. Abgeordneter
Jens

Petermann

(DIE LINKE.)

Seit
The
fass
dies
wann gibt es keine eigenständige Abteilung zum
ma Rechtsextremismus im Bundesamt für Ver-
ungsschutz mehr, und was waren die Gründe für
e Entscheidung?
33. Abgeordneter
Jens

Petermann

(DIE LINKE.)

We
Zus
dem
lche Landesämter, die nach der Gesetzeslage zur
ammenarbeit mit dem BfV verpflichtet sind, sind
organisatorischen Beispiel des Bundes gefolgt?
34. Abgeordnete
Daniela

Kolbe

(Leipzig)
(SPD)

Wie
grav
Bun
des
wäh
begründet es die Bundesregierung, an den
ierenden Kürzungen bei den Sachmitteln der
deszentrale für politische Bildung im Haushalt
Bundesministeriums des Innern festzuhalten,

rend im Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Kürzungen bei Projekten gegen Rechtsextremismus
teilweise zurückgenommen wurden, und mit wel-
chen Einschränkungen in der Arbeit der Bundes-
zentrale ist deshalb zu rechnen?



Deutscher Bundestag – 17. WahlperiodeDrucksache 17/7901 – 12 –
35. Abgeordnete
Daniela

Kolbe

(Leipzig)

(SPD)

Wie
bei
den
und
run
begründet die Bundesregierung die Kürzungen
den freien Trägern der politischen Bildung, vor
aktuellen Geschehnissen um das sog. Nazitrio,
welche Auswirkungen erwartet die Bundesregie-

g im Kontext der Bekämpfung des Rechtsextre-
mismus in der Arbeit der Bundeszentrale?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
36. Abgeordneter
Christoph

Strässer

(SPD)

Bea
verl
EU
der
bsichtigt die Bundesregierung, die im Vertrags-
etzungsverfahren gesetzte Umsetzungsfrist der
-Kommission von zwei Monaten zur Umsetzung
Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung einzu-

behalten, oder muss die EU-Kommission den Euro-
päischen Gerichtshof anrufen?
37. Abgeordneter
Christoph

Strässer

(SPD)

Wie
tun
die
Eur
beurteilt die Bundesregierung die im Bewer-
gsbericht vom 18. April 2011 zur Richtlinie über
Vorratsdatenspeicherung erklärte Absicht der

opäischen Kommission, eine Überarbeitung der
Richtlinie vorzuschlagen und dabei auch eine „Ver-
kürzung der obligatorischen Speicherungsfristen“
und eine „Verringerung der Zahl der Kategorien
von auf Vorrat zu speichernden Daten“ zu prüfen,
und welche konkreten Vorschläge hierzu hat die
Bundesregierung bisher bei der EU-Kommission
eingebracht?
38. Abgeordneter
Dr. Edgar

Franke

(SPD)

Häl
ord
len-
aus
t die Bundesregierung § 100a der Strafprozess-
nung (StPO) als Rechtsgrundlage für die Quel-
Telekommunikationsüberwachung (TKÜ) für
reichend, oder ist eine gesonderte gesetzliche

Grundlage in der StPO erforderlich?
39. Abgeordneter
Dr. Edgar

Franke

(SPD)

Bed
nate
sie
mög
arf es bei der Überwachung von Internettelefo-
n, z. B. über Skype, der Quellen-TKÜ, oder ist
(in allen Fällen) über die herkömmliche TKÜ
lich?
40. Abgeordnete
Sonja

Steffen
(SPD)

Hat
Bez
ehe
sehb
sich, und wenn ja, wie, die Bundesregierung in
ug auf die Neuregelung des Sorgerechts nicht-
licher Väter geeinigt bzw. ist eine Einigung ab-
ar?
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41. Abgeordnete
Sonja

Steffen

(SPD)

Plan
desm
in i
Ref
t die Bundesregierung, weiterhin die von der Bun-
inisterin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger

hrer Rede zum Insolvenzrechtstag angekündigte
orm des Verbraucherinsolvenzverfahrens umzu-

setzen, oder hat es in Bezug auf die damals vorge-
stellten Eckpunkte Positionsänderungen der Bun-
desregierung gegeben?
42. Abgeordneter
Burkhard

Lischka

(SPD)

Wie
von
im
ledi
erklärt es die Bundesregierung, dass angesichts
762 rechtsextremistisch motivierten Gewalttaten

Jahr 2010 – darunter 638 Körperverletzungen –
glich 68 Anträge auf Gewährung von „Härteleis-

tungen für Opfer extremistischer Übergriffe“ positiv
beschieden worden sind und im Jahr 2010 aus dem
mit 1 Mio. Euro ausgestatteten Haushaltstitel 681 01
des Bundesamtes für Justiz insgesamt nur 8 160 Eu-
ro für Opfer extremistischer Übergriffe ausbezahlt
wurden?
43. Abgeordneter
Burkhard

Lischka

(SPD)

Wie
sem
tion
pieu
begründet die Bundesregierung ihre in der Pres-
itteilung vom 9. November 2011 vertretene Posi-
, die Einführung einer nachträglichen Thera-
nterbringung würde „vor dem Bundesverfas-

sungsgericht oder dem Europäischen Gerichtshof
für Menschenrechte nicht bestehen“?
44. Abgeordneter
Stefan

Rebmann

(SPD)

Wie
Vor
nen
Jah
verhält sich die Anzahl der Anordnungen des
behalts der Sicherheitsverwahrung im Erwachse-
strafrecht in den ersten zehn Monaten dieses
res im Vergleich zu den ersten zehn Monaten

letzten Jahres?
45. Abgeordneter
Stefan

Rebmann

(SPD)

Wil
litio
der
nist
l die Bundesregierung entsprechend ihrem Koa-
nsvertrag vom Oktober 2009 und entsprechend
Forderung der Justizministerinnen und Justizmi-
er der Länder auf ihrer Herbstkonferenz vom

9. November 2011 in Berlin den Ländern die Mög-
lichkeit geben, ihre Verwaltungs- und Sozialgerichte
zu einheitlichen Fachgerichten zusammenzuführen,
und falls ja, wie weit sind die Pläne fortgeschritten?
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46. Abgeordneter
Volker

Beck

(Köln)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auf
rich
Ent
koll
(EM
lam
welche Rechtsprechung des Europäischen Ge-
tshofs für Menschenrechte (EGMR), die eine
scheidung über die Ratifikation des 12. Proto-
s zur Europäischen Menschenrechtskonvention
RK) ermöglichen soll (vgl. die Antwort des Par-

entarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler auf
meine Mündliche Frage 84, Plenarprotokoll 17/116,
Anlage 55), wartet die Bundesregierung konkret,
und welche Erkenntnisse für ihren Prüfungsvorgang
erwartet bzw. erhofft sie sich daraus?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
47. Abgeordneter
Dr. Gerhard
Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ist
käu
bra
Zür
wen
es der Bundesregierung möglich, Bankdaten-
fe eines Bundeslandes zu verhindern (vgl. „Es
ucht wohl ein Machtwort Schäubles“, in: Neue
cher Zeitung vom 19. November 2011), und
n ja, gibt es Erwägungen in der Bundesregie-

rung, dies in Bezug auf beabsichtigte Steuerdaten-
käufe von Landesregierungen zu tun?
48. Abgeordnete
Lisa

Paus
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
Ene
9b
54 u
de (
hoch war 2010 der Verbrauch von Strom und
rgieprodukten, der steuerlich nach den §§ 9a,
und 10 des Stromsteuergesetzes und den §§ 51,
nd 55 des Energiesteuergesetzes gefördert wur-
bitte Angaben aufschlüsseln nach der jeweiligen

Art der Steuervergünstigung und nach dem Ver-
brauch der einzelnen Energieträger in jeweils übli-
chen Maßeinheiten)?
49. Abgeordnete
Dr. Barbara
Höll

(DIE LINKE.)

Teil
sche
die
zug
t die Bundesregierung die Auffassung des Deut-
n Steuerzahlerverbandes e. V. (DStV), wonach
Einführung der Elektronischen Lohnsteuerab-

smerkmale (ELStAM) um ein Jahr auf 2013 ver-
schoben werden sollte, um Finanzverwaltung, Un-
ternehmen und Steuerpflichtige vor dem Aufwand
von millionenfachen Korrekturen zu schützen, und
in welchem Umfang entstehen zusätzliche Bürokra-
tiekosten bei Verwaltung, Unternehmen und Steuer-
pflichtigen durch eine unterjährige Einführung von
ELStAM in 2012?
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50. Abgeordnete
Dr. Barbara

Höll

(DIE LINKE.)

We
nun
„Ve
und
lche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus dem
vorgelegten Bericht der Facharbeitsgruppe

rlustverrechnung und Gruppenbesteuerung“,
plant die Bundesregierung insbesondere vor

dem Hintergrund des enormen Verlustverrech-
nungspotenzials eine Erleichterung bei der Verlust-
verrechnung bzw. Abmilderung der Mindestbesteue-
rung?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
51. Abgeordneter
Uwe

Kekeritz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Mit
run
25.
Res
Brie
welcher Begründung stellt sich die Bundesregie-
g gegen die von der Europäischen Union am
Oktober 2011 veröffentlichte Corporate-Social-
ponsibility-Strategie (KOM(2011) 681) (vgl.
f des Parlamentarischen Staatssekretärs beim

Bundesminister für Wirtschaft und Technologie
Ernst Burgbacher an den EU-Kommissar Antonio
Tajani), und wie wird sich die Bundesregierung bei
der Überarbeitung der Rechnungslegungs-Richtli-
nien (78/660/EWG und 83/349/EWG) im Minister-
rat verhalten?
52. Abgeordnete
Dr. Martina

Bunge

(DIE LINKE.)

Inw
wer
Sch
Pfle
ieweit werden bei der Rente wegen voller Er-
bsminderung, Altersrenten und Altersrenten für
werbehinderte Pflegezeiten aus der DDR für die
ge von schwerstbehinderten Kindern berück-

sichtigt, wenn diese Zeiten im Sozialversicherungs-
ausweis der DDR dokumentiert sind?
53. Abgeordnete
Dr. Martina

Bunge

(DIE LINKE.)

We
sich
der
wäh
lche Berücksichtigung finden die im Sozialver-
erungsausweis der DDR nachgewiesenen Zeiten
Pflege von Angehörigen auf die ab 2012 zu ge-
rende Altersrente für besonders langjährig Ver-

sicherte, die es Versicherten mit 45 Jahren an
Pflichtbeitragszeiten (wozu auch Zeiten der Pflege
und Zeiten der Kindererziehung bis zum zehnten
Lebensjahr zählen sollen) ermöglicht, künftig weiter-
hin mit 65 Jahren ohne Abschläge in Rente zu ge-
hen?
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54. Abgeordneter
Markus

Kurth

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
ten
Teil
201
setz
nn wird die Bundesregierung die vom so genann-
Runden Tisch zur Umsetzung des Bildungs- und
habepaketes in seiner Sitzung am 2. November
1 beschlossenen Verfahrensvereinfachungen um-
en, und welche weiteren Informations- und

Kommunikationsmaßnahmen sind geplant, um den
Anspruch auf Bildung und Teilhabe bekannter zu
machen?
55. Abgeordneter
Markus

Kurth

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
che
für
„Ki
rium
erklärt die Bundesregierung den offensichtli-
n Widerspruch, wonach das Bundesministerium
Arbeit und Soziales einerseits behauptet, eine
nderBildungsStiftung“ sei dem Bundesministe-

nicht bekannt (siehe Antwort auf meine Münd-
liche Frage 73, Plenarprotokoll 17/138, S. 16450 A),
andererseits aber genau dieses Bundesministerium
sowohl ein Rechtsgutachten zur Bewertung der
rechtlichen Möglichkeiten für eine „KinderBil-
dungsStiftung“ sowie eine Prüfung der Praktikabili-
tät einer solchen Stiftung in Auftrag gegeben hat?
56. Abgeordneter
Dr. Ilja
Seifert

(DIE LINKE.)

We
run
„Fr
mit
lche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregie-
g aus den Ergebnissen des dreijährigen Projektes
auenbeauftragte in Werkstätten für Menschen
Behinderungen und Wohneinrichtungen“ insbe-

sondere im Hinblick auf eine gesetzliche Veranke-
rung von Frauenbeauftragten in Werkstätten, zum
Beispiel in der Werkstättenmitwirkungsverordnung
sowie bei der Finanzierung von notwendigen Fort-
bildungsmaßnahmen?
57. Abgeordnete
Sabine

Stüber

(DIE LINKE.)

Wie
che
abg
dies
will die Bundesregierung angesichts der Tatsa-
, dass das Jobcenter automatisch für jeden Schul-
änger/jede Schulabgängerin zuständig ist und
e dadurch nicht automatisch die Berufsberatung

der Bundesagentur für Arbeit nutzen können, die
Chancengleichheit aller Jugendlichen bei der Berufs-
beratung sichern?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
58. Abgeordnete
Nicole

Maisch
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
regi
zun
hof
mit
lche konkreten Konsequenzen zieht die Bundes-
erung aus den aktuellen Vorwürfen und Ergän-
gen aus dem Gutachten des Bundesrechnungs-
es zum defizitären Umgang der Bundesregierung

Lebensmittelkrisen, und zieht sie – wie vom
Bundesrechnungshof vorgeschlagen – eine Ände-
rung des Grundgesetzes oder des Lebensmittel- und
Futtermittelgesetzbuchs in Erwägung, um für
Rechtsklarheit hinsichtlich der Vollzugszuständig-
keiten des Bundes im Krisenfall zu sorgen?
59. Abgeordnete
Nicole

Maisch

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
lich
ech
ein
nen
nn werden die Vorschläge, einen bundeseinheit-
en Notfallplan, einen nationalen Krisenstab mit
ten Befugnissen, gesetzliche Kompetenzen für
Krisenmanagement des Bundes und ein perma-
tes Monitoring der Länderarbeit einzuführen,

umgesetzt, und welche weiteren Maßnahmen sind
konkret geplant?
60. Abgeordnete
Dr. Kirsten
Tackmann

(DIE LINKE.)

We
halt
nen
unk
lche Unterstützungsmöglichkeiten können tier-
ende landwirtschaftliche Betriebe erhalten, in de-
eine schwerwiegende Tierkrankheit mit bislang

larer Ursache (z. B. chronischer Botulismus) auf-
getreten ist, und welche konkreten Vorschläge hat
die Bundesregierung, um Landwirtschaftsbetriebe in
solchen existenzbedrohenden Situationen besser un-
terstützen zu können?
61. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)

Wie
tun
tion
der
ist aus Sicht der Bundesregierung die Einrich-
g so genannter Rotwildbezirke mit den interna-
alen Vereinbarungen (z. B. UN-Konventionen)
Bundesrepublik Deutschland zu vereinbaren,

und in welchen anderen EU-Mitgliedstaaten gibt es
solche Rotwildbezirke oder ähnliche Regelungen?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung
62. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
im
Rad
ASR
die
viele Millionen Euro sieht die Finanzplanung
Einzelplan 14 für die Umstellung von analogen
aranlagen auf digitale Radaranlagen des Typs

910 der Bundeswehr vor (bitte jeweils sowohl
vorgesehenen Barmittel als auch die Verpflich-

tungsermächtigungen und die mittelfristige Finanz-
planung der einzelnen Jahre bis 2015 darstellen),
und was kostet die Umstellung einer Radaranlage
auf den Typ ASR 910?
63. Abgeordnete
Katja

Keul
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
ta-M
senk
in V
sein
lche Regelungen gibt es im Rahmen des Atalan-
andates für die Bundeswehr betreffend die Ver-
ung von Schiffen und Booten, deren Besatzung
erdacht steht, an Akten der Piraterie beteiligt zu
, und wie ist in diesem Zusammenhang der Ein-

satz vom 29. September 2011 zu beurteilen, bei dem
ein angebliches Mutterschiff von einem Hubschrau-
ber versenkt wurde, von dem die Einsatzkräfte ohne
Boarding nach mehrmaligem Überfliegen annah-
men, dass sich keine Personen mehr an Bord befan-
den?
64. Abgeordnete
Katja

Keul

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
weh
Bun
geri
428
lche Konsequenzen für den Einsatz der Bundes-
r im Rahmen des Atalanta-Einsatzes plant die
desregierung aus dem Urteil des Verwaltungs-
chts Köln vom 11. November 2011 (Az. 25 K
0/09) zu ziehen, nach dem die Übergabe eines

der Piraterie Verdächtigen an Kenia rechtswidrig
war, und welche Auswirkungen hat dieses Urteil in
Bezug auf Justizabkommen der Europäischen
Union mit Drittstaaten im Rahmen der internationa-
len Pirateriebekämpfung, wie mit den Seychellen?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
65. Abgeordneter
Klaus

Ernst
(DIE LINKE.)

Wie
Min
Elte
am
hat sich die reale Kaufkraft des so genannten
destelterngeldes (§ 2 Absatz 5 des Gesetzes zum
rngeld und zur Elternzeit) seit seiner Einführung
1. Januar 2007 entwickelt?
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66. Abgeordneter
Steffen

Bockhahn

(DIE LINKE.)

Wa
nior
übe
rin
nn wird das Bundesministerium für Familie, Se-
en, Frauen und Jugend (BMFSFJ) die Länder
r die Bereitstellung der von der Bundesministe-
Dr. Kristina Schröder in ihrer Rede am 24. No-

vember 2011 im Deutschen Bundestag angekündig-
ten zusätzlichen Mittel für die Beratungsnetzwerke
in Höhe von 800 000 Euro informieren, und woher
stammen diese Mittel?
67. Abgeordneter
Steffen

Bockhahn

(DIE LINKE.)

An
gun
BM
tun
welche inhaltlichen Bedingungen war die Bewilli-
g von Mitteln aus den 800 000 Euro, die das
FSFJ im Sommer dieses Jahres für die Bera-
gsnetzwerke zusätzlich bereitgestellt hat, ge-

knüpft?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
68. Abgeordneter
Harald

Weinberg

(DIE LINKE.)

Wä
ten
wen
run
re mehr Transparenz bei den zwischen den Ärz-
und Arzneimittelherstellern vereinbarten An-
dungsbeobachtungen aus Sicht der Bundesregie-
g wünschenswert, und bedürfte es, um dies ver-

bindlich zu erreichen – angesichts der Klage von
Transparency Deutschland gegen die Kassenärztli-
che Bundesvereinigung –, rechtlicher Änderungen?
69. Abgeordnete
Dr. Marlies

Volkmer

(SPD)

We
run
stel
Satz
lche Erkenntnisse erhofft sich die Bundesregie-
g, wenn sie im Zuge der Überprüfung der Her-
lerzwangsabschläge gemäß § 130a Absatz 4

1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch die
Arzneimittelhersteller zur Stellungnahme über eine
Absenkung der Abschläge auffordert?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
70. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
Ver
zug
Bun
nur
lche Kriterien lagen bei der Genehmigung der
suchsstrecken für den Gigaliner-Feldversuch
runde, und weshalb wurden Genehmigungen für
desstraßen und untergeordnete Straßen nicht
zum nächstmöglichen Autobahnanschluss eines
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Gewerbegebiets ausgesprochen, sondern zu Auto-
bahnabfahrten, die bis zu 85 km vom jeweiligen Ge-
werbegebiet entfernt liegen?
71. Abgeordneter
Dr. Anton
Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
nut
unf
heit
sie
lche Umleitungsstrecken dürfen die Gigaliner
zen, wenn eine Versuchsstrecke, beispielsweise
allbedingt, gesperrt ist, und wie kann die Sicher-
auf diesen Strecken gewährleistet werden, wenn

nicht zum Streckennetz des Feldversuchs gehö-
ren?
72. Abgeordneter
Gustav

Herzog

(SPD)

We
die
und
Auf
lche Gutachten, Studien und Untersuchungen,
im Zusammenhang mit der Reform der Wasser-

Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) in
trag gegeben wurden, sind der Bundesregierung

bekannt, und wie hoch ist die finanzielle Beteiligung
des Bundes an den Gesamtkosten dieser Untersu-
chungen?
73. Abgeordneter
Gustav

Herzog

(SPD)

Wie
wer
700
wie
erklärt die Bundesregierung die von der Ge-
kschaft ver.di veröffentlichten Zahlen, dass etwa
Stellen innerhalb der WSV unbesetzt seien, und
bringt sie diese Zahlen in Verbindung mit den

von der Bundesregierung auf meine Schriftliche Fra-
ge auf Bundestagsdrucksache 17/7902 angegebenen
257 unbesetzten Stellen?
74. Abgeordnete
Heidrun

Bluhm

(DIE LINKE.)

We
aus
zen
für
lche Konsequenzen zieht die Bundesregierung
der Erkenntnis, dass insbesondere in Ballungs-

tren zusätzlicher Wohnungsbau erforderlich ist,
ihre im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU

und FDP angekündigte Entscheidung zur Wohn-
raumförderung nach 2013?
75. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert

(DIE LINKE.)

We
rier
Ram
„En
lche Rolle spielen Fragen der Schaffung der Bar-
efreiheit in dem vom Bundesminister Dr. Peter

sauer gestarteten neuen KfW-Förderprogramm
ergetische Stadtsanierung“ (siehe Pressemittei-

lung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung vom 14. November 2011 zur Pilot-
phase für integrierte energetische Quartierskonzepte
ab dem 15. November 2011)?



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/7901– 21 –
76. Abgeordnete
Rita

Schwarzelühr-

Sutter

(SPD)

We
Aus
27.
bau
len,
lche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus dem
gang der kantonalen Abstimmung in Zürich am
November 2011 zu den Anträgen, die den Aus-
des Flughafens Zürich/Kloten verhindern wol-
und wann wird das nächste Treffen zwischen

dem Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung Dr. Peter Ramsauer und der schweizeri-
schen Bundesrätin Doris Leuthard stattfinden?
77. Abgeordnete
Rita

Schwarzelühr-

Sutter

(SPD)

Wie
desm
lung
keh
lich
lautet das Ergebnis der Prüfung durch das Bun-
inisterium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-

, welche Verschärfung der DVO zur Luftver-
rsordnung ab dem 1. Januar 2012 europarecht-
standhalten würde, und schätzt sie die Begren-

zung von 80 000 Anflügen über Deutschland oder
die Ausweitung der Schutzzeiten als zulässig ein?
78. Abgeordnete
Sabine

Leidig

(DIE LINKE.)

We
für
den
Unt
lche Konsequenzen zieht die Bundesregierung
das Projekt „Stuttgart 21“ und die damit verbun-
en Pläne, das oberirdische Gleisfeld ganz in den
ergrund zu verlegen und die bisherigen Gleisflä-

chen bebauen zu wollen, aus der Tatsache, dass die
Stuttgarter Netz AG jüngst mitteilte, dass sie nach
der Ausschreibung der oberirdischen Bahnanlagen
diese kaufen und dann an private Bahnanbieter ver-
mieten wolle?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
79. Abgeordneter
Hans-Josef
Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In w
bau
dar
ge,
Kon
elchem Umfang profitiert der Braunkohleberg-
von rechtlichen Sonderstellungen (bitte getrennt

stellen nach Erneuerbare-Energien-Gesetz-Umla-
Kraft-Wärme-Kopplung-Umlage, Stromsteuer,
zessionsabgabe, Netzentgelte – ab 2012, Emis-

sionshandel – Schätzung für 2013, Wasserabgaben)?
80. Abgeordneter
Frank

Schwabe

(SPD)

Wa
lige
deru
Rec
nn ist aus Sicht der Bundesregierung die letztma-
Gelegenheit, das europäische Treibhausgasmin-
ngsziel zu verändern, ohne gleichzeitig eine
htsunsicherheit in Bezug auf bereits zugeteilte

Emissionsberechtigungen zu schaffen?
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81. Abgeordneter
Dr. Egon

Jüttner

(CDU/CSU)

We
mun
Vor
beri
lche Gründen führen dazu, dass der Abstim-
gsprozess innerhalb der Bundesregierung, der

aussetzung für die Erstellung des Evaluations-
chts zum Thema der Umweltzone ist, noch nicht

abgeschlossen werden konnte, und hält es die Bun-
desregierung für zumutbar, den Deutschen Bundes-
tag weiter auf das Erscheinen des Berichts, das ur-
sprünglich für Herbst 2009 und dann für Frühjahr
2010 vorgesehen war, warten zu lassen?
82. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Mit
nied
stei
gram
nen
welchen Mindereinnahmen ist angesichts des
rigen Kohlenstoffpreises bei dem aus der Ver-

gerung von CO2-Zertifikaten finanzierten Pro-
m NER 300 der Europäischen Union zu rech-

, und welche Auswirkungen hat dies für energie-
politische Projekte in Deutschland?
83. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Soll
stän
EU
Flu
201
es aus Sicht der Bundesregierung bei der voll-
digen Einbeziehung von Flügen zwischen in der
gelegenen und außerhalb der EU gelegenen

ghäfen in den Emissionshandel zum 1. Januar
2 bleiben, oder tritt die Bundesregierung für eine

Verschiebung oder Änderung dieser Regelung ein?
84. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
aus
Stre
tere
der
lche Konsequenzen zieht die Bundesregierung
den aktuellen Erkenntnissen der europaweiten
sstests für Atomkraftwerke (AKW) für ihr wei-
s Vorgehen in der EU sowie die Verschärfung
deutschen AKW-Sicherheitsstandards (bitte mit

Angabe des dafür vorgesehenen Zeitplans nationa-
ler Aktivitäten inklusive Beratungen der Reaktor-
Sicherheitskommission), und wie sieht der aktuelle
Zeitplan der Bundesregierung für die versprochenen
Stresstests anderer kerntechnischer Anlagen als
AKW wie beispielsweise Zwischenlager, Uranfabri-
ken etc. aus (bitte ebenfalls inklusive Beratungen
der Reaktor-Sicherheitskommission und etwaiger
Auftragsvorhaben)?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
85. Abgeordneter
Klaus

Hagemann
(SPD)

Wie
die
schu
ang
viele Hochschulen sind aktuell jeweils stabil an
vom Bund finanzierte Software für die Hoch-
lzulassung (dialogorientiertes Serviceverfahren)

eschlossen bzw. haben sogenannte Konnektoren
bestellt, und wie viele Universitäten und Fachhoch-
schulen waren an dem vom Haushaltsausschuss des
Deutschen Bundestages auf Ausschussdrucksache
16(8)5942 geforderten ersten erfolgreichen Probe-
lauf des Systems beteiligt?
86. Abgeordneter
Klaus
Hagemann

(SPD)

Wie
bild
vom
des
ist der aktuelle Stand des in Medien („Bundes-
ungsfestung am Strand“, Berliner Morgenpost

19. August 2011) kritisierten Neubauvorhabens
Bundesministeriums für Bildung und Forschung

in der Bundeshauptstadt insbesondere in Bezug auf
den Bebauungsplan, ggf. noch erforderliche Schritte
für dessen Rechtsgültigkeit, sowie den vorgesehenen
Baubeginn, und wie ist der aktuelle Planungsstand
für das gleichfalls auf diesem Gelände vorgesehene
„Haus der Zukunft“ – unter Angabe der aktuell ge-
schätzten Gesamtkosten dieses Vorhabens, der vor-
gesehenen, jährlichen Betriebskosten, der erwarte-
ten Beteiligung der Wirtschaft und der prognosti-
zierten Besucherzahl?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
87. Abgeordneter
Klaus

Barthel

(SPD)

We
men
und
Auf
lches sind die Politikbereiche im Handelsabkom-
zwischen der Europäischen Union einerseits
Kolumbien und Peru andererseits, die nach

fassung der Bundesregierung in der alleinigen
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten liegen (vgl. Res-
sortbericht des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie vom 5. Oktober 2011)?
88. Abgeordneter
Klaus
Barthel

(SPD)

In w
Auf
wen
„ge
elcher Form ist der Deutsche Bundestag nach
fassung der Bundesregierung zu beteiligen,
n es sich bei dem Handelsabkommen um ein
mischtes Abkommen“ handelt, und wie beab-

sichtigt die Bundesregierung, diese Beteiligung si-
cherzustellen?
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89. Abgeordneter
Manfred

Nink

(SPD)

Häl
lung
der
ru „
t die Bundesregierung weiterhin an ihrer Beurtei-
fest, wonach das Handelsabkommen zwischen

Europäischen Union und Kolumbien sowie Pe-
als gemischtes Abkommen ausgestaltet werden

müsste, da es neben Politikbereichen in der Zustän-
digkeit der EU auch Bereiche enthält, die in der al-
leinigen Zuständigkeit der Mitgliedstaaten liegen“
(Ressortbericht des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie vom 5. Oktober 2011)?
90. Abgeordneter
Manfred

Nink

(SPD)

Wie
sich
tun
men
beurteilt die Bundesregierung die Erfolgsaus-
ten, dass bei den anstehenden ratsinternen Bera-
gen des Europäischen Rates das Handelsabkom-

zwischen der Europäischen Union und Kolum-
bien sowie Peru – entsprechend der Bewertung des
Juristischen Dienstes des Rates und der Beurteilung
von 13 Mitgliedstaaten der Europäischen Union, da-
runter Frankreich und Deutschland –, als gemisch-
tes Abkommen eingestuft wird, das aufgrund der ge-
teilten Zuständigkeit zwischen der Europäischen
Union und den Mitgliedstaaten der Zustimmung
durch die nationalen Parlamente der Mitgliedstaa-
ten bedarf, und wann rechnet sie voraussichtlich mit
dem Beschluss des Rates?
91. Abgeordneter
Uwe

Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Um
Kri
wei
tern
tion
welche sozialen und entwicklungspolitischen
terien für die öffentliche Beschaffung (beispiels-
se die Beachtung der Kernarbeitsnormen der In-
ationalen Arbeitsorganisation in der Produk-
) wird die Bundesregierung die Neuauflage der

zum 14. Januar 2012 auslaufenden Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zur Beschaffung von energie-
effizienten Produkten und Dienstleistungen ergän-
zen, um diese damit zu einer Verwaltungsvorschrift
zur ökosozialen Beschaffung zu machen, und falls
die Bundesregierung dies nicht plant, gegen welche
aktuell erdenklichen sozialen und entwicklungspoli-
tischen Kriterien bestehen Vorbehalte?
92. Abgeordneter
Andrej

Hunko

(DIE LINKE.)

Trif
das
lich
von
ft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu,
s das Energieprojekt DESERTEC, das maßgeb-
von deutschen Firmen getragen wird, den Bau
Kraftwerken auch in der von Marokko völker-

rechtswidrig okkupierten Westsahara vorsieht, und
für den Fall, dass die Bundesregierung beabsichtigt,
DESERTEC finanziell zu unterstützen (laut aktuel-
len Presseberichten laufen darüber derzeit Gesprä-
che mit dem Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit und dem Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Technologie, http://
nachrichten.rp-online.de/wissen/schon-2014-strom-
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aus-der-sahara-1.2611704), wie möchte sie sicherstel-
len, dass die Gelder nicht für den Bau von Kraftwer-
ken in der Westsahara verwendet werden?
93. Abgeordneter
Oliver
Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In
sich
pro
und
Kra
welchem konkreten Verfahrensstand befindet
das von der Bundesregierung geplante Förder-

gramm für fossile Kraftwerke (auf nationaler
EU-Ebene), welches von 2013 bis 2016 fossile

ftwerksneubauten fördern soll, und welche Vor-
gaben für dieses Förderprogramm hat die EU-Kom-
mission der Bundesregierung bisher im laufenden
Notifizierungsprozess gemacht, bzw. mit welchen
Vorgaben rechnet die Bundesregierung?
94. Abgeordneter
Oliver

Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
gier
giee
giee
Ziel
lche konkreten Maßnahmen plant die Bundesre-
ung im Rahmen der Umsetzung der EU-Ener-
ffizienzrichtlinie in Deutschland, um das Ener-
insparziel von 1,5 Prozent pro Jahr sowie das
, den Energieverbrauch bis 2020 um 20 Prozent

zu senken, zu erreichen?
95. Abgeordnete
Ingrid

Nestle
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
für
tun
last
mie
lchen Beitrag leistet die vom Bundesministerium
Wirtschaft und Technologie präferierte Gestal-

g der EU-Energieeffizienzrichtlinie für die Ent-
ung der Stromkunden (in Milliarden Euro ver-
dene Importe und vermiedene Energiekosten für

die Wirtschaft und privaten Endverbraucher) und
die Beschäftigungssituation in Deutschland?
96. Abgeordnete
Ingrid

Nestle
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
sche
Bun
ses
hen
soll das 20-Prozent-Effizienzziel der Europäi-
n Union genau berechnet werden, wenn die
desregierung die Berechnungsgrundlage für die-
Ziel – anders als in der Vergangenheit vorgese-
– auf Energieproduktivität beziehen will, und

würde unter Annahme eines Wirtschaftswachstums,
wie es in der bisherigen Berechnung der Baseline in
Primes 2007 unterstellt wurde, das gleiche Effizienz-
ziel von 1 474 Megatonnen Öleinheiten (Mtoe) gel-
ten?
97. Abgeordneter
Günter

Gloser

(SPD)

Unt
füh
für
verg
erstützt die Bundesregierung weiterhin die Fort-
rung des Engagements des Siemens-Konzerns
den Bau eines Kraftwerks in Syrien, obwohl die
angenen Wochen eher eine Verschärfung der

Lage in Syrien gezeigt haben und weitere Sanktio-
nen gegen Syrien gefordert werden?
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98. Abgeordneter
Harald

Weinberg

(DIE LINKE.)

Mö
dem
rich
ken
chte die Bundesregierung geschlossen die von
aktuellen Urteil des hessischen Landessozialge-

ts verunmöglichte Fusionskontrolle der Kran-
kassen durch das Bundeskartellamt wiederher-

stellen, und geht es bei dem Treffen des Bundesmi-
nisters für Wirtschaft und Technologie mit dem
Bundesminister für Gesundheit und dem Bundes-
kartellamt Anfang Dezember 2011 (FAZ vom
23. November 2011, Seite 12) um die Ausgestaltung
der Umsetzung, oder will sie zunächst prüfen, ob sie
die Wiederherstellung der Fusionskontrolle über-
haupt befürwortet?
99. Abgeordneter
Stephan

Kühn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
gisl
zur
rend
der,
bewertet die Bundesregierung das aus den Le-
ativvorschlägen der Europäischen Kommission
Zukunft der Kohäsionspolitik ab 2014 resultie-
e Fördergefälle innerhalb der ostdeutschen Län-
da innerhalb der neu zu schaffenden Kategorie

der Übergangsregionen, unter die alle ostdeutschen
Länder fallen werden, bei den Fördersätzen zwi-
schen Regionen, die bis 2013 die Höchstförderung
erhalten, dem so genannten Sicherheitsnetz, und an-
deren Regionen unterschieden wird?
100. Abgeordneter
Stephan

Kühn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir
gen
sche
fälle
wird
d sich die Bundesregierung in den Verhandlun-
im Europäischen Rat und mit dem Europäi-
n Parlament dafür einsetzen, dass ein Förderge-
innerhalb der ostdeutschen Länder vermieden

, und wenn ja, mit welchen konkreten Vorschlä-
gen?
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